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52. Änderung des Flächennutzungsplanes, Teilplan Vögelsen 
Frühzeitige Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung gem. § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB 
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A:  Behördenbeteiligung gemäß § 4 Abs. 1 BauGB 
 

 

Nr. Anregung  Abwägung 

1. Niedersächsisches Landesamt für Denkmalpflege, Abteilung Archäologie 
(02.07.2025) 

  

1.1 Die Planungen für das o.g. Vorhaben liegen unmittelbar benachbart der archäo-
logischen Fundstellen Vögelsen FStNr. 3 und Vögelsen FStNr. 6. Dabei handelt 
es sich um ein Reihengräberfeld aus der Zeit um 750 n. Chr. und die vermutliche 
Lokalisierung einer Wüstung. lm Umfeld solcher Anlagen ist immer mit dem Auf-
treten weiterer archäologischer Spuren zu rechnen, die oberirdisch nicht erkenn-
bar sind, durch Erdarbeiten aber zerstört werden können. Weitere Fundstellen im 
Umfeld, z.B. Vögelsen FStNr. 4 (Grabhügel) unterstreichen die Bedeutung des 
Areals für die Belange der Denkmalpflege. Daher ist mit archäologischen 
Strukturen im Boden zu rechnen. Aus denkmalfachlicher Sicht ist es daher er-
forderlich, geplanten Erdarbeiten Ausgrabungen voranzustellen, durch die die ar-
chäologischen Überreste dokumentiert, ausgegraben und geborgen werden. 
 
Die archäologischen Arbeiten müssen durch einen Sachverständigen durchge-
führt werden. Hierfür kann eine archäologische Grabungsfirma herangezogen 
werden, die über nachgewiesenen Fachverstand für die Durchführung der archä-
ologischen Maßnahmen verfügt. Eine Auflistung von Grabungsfirmen findet sich 
unter folgender Adresse: https://www.uni-bamberg.de/?id=8806  
 
Der Sachverständige stimmt das methodische Vorgehen mit der UDSchB und 
dem Niedersächsischen Landesamt für Denkmalpflege, Regionalreferat Lüne-
burg, (NLD) ab. Es richtet sich nach den Vorgaben und den Dokumentationsricht-
linien der Denkmalfachbehörde. Die erforderlichen Genehmigungen gemäß § 13 
Abs. 1 NDSchG beantragt der Veranlasser bei der unteren Denkmalschutzbe-
hörde, die hierüber unverzüglich das Benehmen mit dem NLD herstellt. Eine Bau-
genehmigung oder eine die Baugenehmigung einschließende oder ersetzende 
behördliche Entscheidung umfasst die Genehmigung (§ 10 Abs. 4 NDSchG). 
 
Die archäologischen Untersuchungen einschließlich Nennung des archäologi-
schen Sachverständigen (Grabungsleiter vor Ort und Grabungsfirma) sind min-
destens 2 Wochen vor Beginn schriftlich/per Email der UDSchB und dem NLD, 

 Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Im Zuge der konkreten 
Erschließungsarbeiten wird zuvor eine archäologische Untersu-
chung vorgenommen. 
 

https://www.uni-bamberg.de/?id=8806
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Regionalreferat Lüneburg (NLD-ReferatA4@NLD.Niedersachsen.de) anzuzei-
gen. Die Erklärung zum Fundverbleib ist zu diesem Zeitpunkt ebenfalls einzu-
reichen. Die Kosten der fachgerechten Untersuchung, Bergung und Dokumenta-
tion trägt der Veranlasser der Zerstörung (§ 6 Abs. 3 NDSchG). 
 

1.2 Des Weiteren wird auf die Anzeigepflicht von Bodenfunden (§ 14 Abs. 1 und 2 
NDSchG) hingewiesen. Sachen oder Spuren, bei denen Anlass gegeben ist, 
dass sie Kulturdenkmale (Bodenfunde) sind, sind unverzüglich einer Denkmalbe-
hörde, der Gemeinde oder einem Beauftragten für archäologische Denkmal-
pflege (§ 22 NDSchG) anzuzeigen. Sie sind bis zum Ablauf von vier Werktagen 
unverändert zu lassen und vor Gefahren für die Erhaltung zu schützen. 
 

 Wird zur Kenntnis genommen. Der Hinweis wird auf die Planzeich-
nung des Bebauungsplanes der Gemeinde Vögelsen aufgenom-
men. 

2. Landkreis Lüneburg (13.08.2025)   

 
 
 
2.1 
2.1.1 

Ich bedanke mich für die Beteiligung an oben genanntem Verfahren und nehme 
zu dem Vorhaben wie folgt Stellung: 
 
Regionalplanung (FD Regional- und Bauleitplanung) 
Gemäß Ziffer 2.1 22 des Regionalen Raumordnungsprogramm 2003, in der Fas-
sung der 1. Änderung von 2010 (RROP), ist es der kommunalen Bauleitplanung 
außerhalb von zentralen Orten möglich, für den örtlichen Bedarf weitere Gewer-
begebiete zu entwickeln. Mit der vorliegenden Planung sollen Gewerbeflächen 
gezielt für bereits bestehende (Handwerks-)Unternehmen aus dem Gemeinde-
gebiet Vögelsen geschaffen werden, weshalb gegen das Vorhaben keine grund-
sätzlichen Bedenken bestehen. Da sich mit der vorliegenden Planung die Gewer-
begebietsfläche in Vögelsen von 1,2 ha auf 4,8 ha erhöhen wird, besteht die Ge-
fahr, dass der Standort auch für Gewerbebetriebe außerhalb von Vögelsen at-
traktiv wird. Um dem Grundsatz der dezentralen Konzentration mit einer hierar-
chischen Abstufung bei der Ausweisung von Industrie- und Gewerbegebieten 
nach Ziffer 2.2 20 des RROP 2003 nachzukommen, empfehle ich darum, im auf-
zustellenden Bebauungsplan auf einen kleinteiligen Flächenzuschnitt zu achten. 
 

  
 
 
 
Der Anregung wird insoweit gefolgt, als dass der spätere konkrete 
Flächenzuschnitt sich nach den Bedürfnissen der sich ansiedeln-
den Betriebe herleitet, die, wie in der Stellungnahme beschrieben, 
sich aus dem vorhandenen Bedarf aus Vögelsen ergibt. 

2.1.2 Gemäß 3.2.1 08 sind Wald sowie Waldränder einschließlich einer Übergangs-
zone von Bebauung freizuhalten. In der Begründung dazu wird ein Waldabstand 
von 30 m, im Landes-Raumordnungsprogramm sogar von 100 m genannt. Die 
nördliche Grünfläche gewährleistet diesen Waldabstand nicht. 
 

 Wird zur Kenntnis genommen. Die in der Begründung zum RROP 
empfohlenen 30 m werden eingehalten. 
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2.1.3 Ich empfehle, den Abschnitt 3.2.2 der Begründung im Hinblick auf den Verfah-
rensstand der RROP-Neuaufstellung im Landkreis Lüneburg zu aktualisieren. Es 
liegt bereits ein 2. Entwurf des RROP 2025 vor. Die gegenüber dem 1. Entwurf 
des RROP 2025 unverändert in den 2. Entwurf übernommene Ziel-Festlegungen 
sind bereits als Ziele in Aufstellung zu werten. In der Begründung dazu sollte 
daher auch das angrenzende Vorranggebiet Rohstoffgewinnung (Sand) einge-
gangen werden. Ziffer 2.1.3 02 zur gewerblichen Entwicklung sollte an die geän-
derte Formulierung des 2. Entwurfes angepasst werden. Vor Abschluss des Ver-
fahrens der vorliegengen Planung ist sicherzustellen, dass die dann gültigen 
Ziele und Grundsätze der Raumordnung beachtet bzw. berücksichtigt werden. 
 

 Die Begründung wird entsprechend angepasst und aktualisiert. 
Die Planung steht den Zielen der RROP-Neuaufstellung nicht ent-
gegen. 

2.2 
2.2.1 

Bodendenkmalschutz (FD Umwelt)  
Nach Benehmensherstellung mit dem Niedersächsischen Landesamt für Denk-
malpflege, Regionalreferat Lüneburg (Archäologie) wird folgende Stellungnahme 
als Untere Denkmalschutzbehörde (UDSchB) abgegeben:  
 
Die Planungen für das o.g. Vorhaben (Aktenzeichen NLD: A4_2507322 / Akten-
zeichen LK LG: 25300083) liegen unmittelbar benachbart der archäologischen 
Fundstellen Vögelsen FStNr. 3 und Vögelsen FStNr. 6. Dabei handelt es sich um 
ein Reihengräberfeld aus der Zeit um 750 n. Chr. und die vermutliche Lokalisie-
rung einer Wüstung. 
 
lm Umfeld solcher Anlagen ist immer mit dem Auftreten weiterer archäologischer 
Spuren zu rechnen, die oberirdisch nicht erkennbar sind, durch Erdarbeiten aber 
zerstört werden können. Weitere Fundstellen im Umfeld, z.B. Vögelsen FStNr. 4 
(Grabhügel) unterstreichen die Bedeutung des Areals für die Belange der Denk-
malpflege. Daher ist mit archäologischen Strukturen im Boden zu rechnen. 
 
Aus denkmalrechtlicher Sicht ist es daher erforderlich, geplanten Erdarbeiten 
Ausgrabungen voranzustellen, durch die die archäologischen Überreste doku-
mentiert, ausgegraben und geborgen werden. 
 
Die archäologischen Arbeiten müssen durch einen Sachverständigen durchge-
führt werden. Hierfür kann eine archäologische Grabungsfirma herangezogen 
werden, die über nachgewiesenen Fachverstand für die Durchführung der 

  
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Im Zuge der konkreten 
Erschließungsarbeiten wird zuvor eine archäologische Untersu-
chung vorgenommen. 
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archäologischen Maßnahmen verfügt. Eine Auflistung von Grabungsfirmen findet 
sich unter folgender Adresse: https://www.uni-bamberg.de/?id=8806 
 
Der Sachverständige stimmt das methodische Vorgehen mit der UDSchB und 
dem Niedersächsischen Landesamt für Denkmalpflege, Regionalreferat Lüne-
burg, (NLD) ab. Es richtet sich nach den Vorgaben und den Dokumentationsricht-
linien der Denkmalfachbehörde. Die erforderlichen Genehmigungen gemäß § 13 
Abs. 1 NDSchG beantragt der Veranlasser unter Nennung der o.g. Aktenzeichen 
bei der unteren Denkmalschutzbehörde, die hierüber unverzüglich das Beneh-
men mit dem NLD herstellt. Eine Baugenehmigung oder eine die Baugenehmi-
gung einschließende oder ersetzende behördliche Entscheidung umfasst die Ge-
nehmigung (§ 10 Abs. 4 NDSchG). 
 
Die archäologischen Untersuchungen einschließlich Nennung des archäologi-
schen Sachverständigen (Grabungsleiter vor Ort und Grabungsfirma) sind min-
destens 2 Wochen vor Beginn schriftlich/per Email der UDSchB und dem NLD, 
Regionalreferat Lüneburg (NLD-ReferatA4@NLD.Niedersachsen.de) anzuzei-
gen. Die Erklärung zum Fundverbleib ist zu diesem Zeitpunkt ebenfalls einzu-
reichen. 
 
Die Kosten der fachgerechten Untersuchung, Bergung und Dokumentation trägt 
der Veranlasser der Zerstörung (§ 6 Abs. 3 NDSchG). 
 
Des Weiteren wird auf die Anzeigepflicht von Bodenfunden (§ 14 Abs. 1 und 2 
NDSchG) hingewiesen. Sachen oder Spuren, bei denen Anlass gegeben ist, 
dass sie Kulturdenkmale (Bodenfunde) sind, sind unverzüglich einer Denkmalbe-
hörde, der Gemeinde oder einem Beauftragten für archäologische Denkmal-
pflege (§ 22 NDSchG) anzuzeigen. Sie sind bis zum Ablauf von vier Werktagen 
unverändert zu lassen und vor Gefahren für die Erhaltung zu schützen. 
 

2.3 
2.3.1 

Natur- und Landschaftsschutz (FD Umwelt)  
Das Plangebiet liegt im Westen von Vögelsen entlang der K21 nach Mechtersen. 
Nördlich des Plangebiets befindet sich das Landschaftsschutzgebiet des Land-
kreises Lüneburg. Die Gehölzstruktur mit dem Ausläufer nach Süden ist im Land-
schaftsplan der SG Bardowick als prägende Grünstruktur aufgenommen worden. 
Hiervon wird lediglich durch einen Grünzug im Plangebiet ein Abstand eingeplant. 

  
Die vorhandene Gehölzstruktur wird das Plangebiet schon von 
Beginn an gut in das Landschaftsbild integrieren. Das Ziel der Si-
cherung und Weiterentwicklung dieser Struktur spiegelt sich im 
Flächennutzungsplan im Planzeichen der öffentlichen Grünfläche 
wieder und wird im Bebauungsplan der Gemeinde konkretisiert.  

https://www.uni-bamberg.de/?id=8806


Samtgemeinde Bardowick Seite 5 
52. Änderung des Flächennutzungsplanes, Teilplan Vögelsen 
Frühzeitige Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung gem. § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB 

27.03.2026 

Nr. Anregung  Abwägung 

2.3.2 Nördlich entlang der K21 ab Ende der Bebauung in Vögelsen bis nach Mechter-
sen erstreckt sich laut Landschaftsplan der SG Bardowick vom 01.08.2021 eine 
als LSG-würdiger Bereich beschriebene Fläche (Kap. 15.4). Hiervon wird durch 
die Planung abgewichen. 
 

 Die Samtgemeinde hat sich mit dem Belang des Landschaftsbil-
des und der Erholungsnutzung auseinandergesetzt und stuft hier 
dem Belang nach Weiterentwicklung eines Gewerbegebietes und 
damit Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen einen höheren 
Rang ein. Die Begründung wird hierzu vertieft. 
 

2.3.3 Auch ist der Bereich mit dem Entwicklungsziel „Förderung der Strukturvielfalt“ 
benannt. Ein Gewerbegebiet widerspricht diesem Entwicklungsziel. Das Land-
schaftsbild wird als weitläufige ackerbaulich geprägte Offenlandschaft mit einer 
Bewertung „mittel“ angegeben“. Zudem ist der Bereich als Erholungsraum mit 
lokaler Bedeutung bewertet worden.  
Auch der Artenschutz ist im Landschaftsplan aufgegriffen worden. Die Fläche ist 
nicht direkt mit Maßnahmen für den Artenschutz beschrieben worden. Ggf. wer-
den aber durch die Planung Arten beeinflusst. 
Lediglich in Kap. 3.4 wird auf den Landschaftsplan eingegangen. Dies ist auf-
grund der entstehenden Abweichungen ausführlicher zu beschreiben. 
 

 Durch die Weiterentwicklung des Gehölzstreifens im Norden und 
Westen des Plangebietes wird der Belang Strukturvielfalt berück-
sichtigt. Ein Artenschutzrechtliches Gutachten hat ergeben, dass 
durch die Umsetzung der Planung kein artenschutzrechtlicher 
Verbotstatbestand ausgelöst wird. 
 
Im weiteren Verfahren werden die genannten Themen nochmals 
vertieft. 

2.3.4 Besonders auf das Landschaftsbild sollte hier ein Augenmerk gelegt werden. 
Südlich der K21 befindet sich ein Festplatz, der nicht bebaut ist. Eine Bebauung 
nördlich der K21 verändert das Landschaftsbild. Es wirkt voraussichtlich einge-
engter. 
 

 Der Samtgemeinde ist bewusst, dass sich durch die Umsetzung 
der Planung das Landschaftsbild verändert. Um diese Verände-
rung abzumildern sind Maßnahmen geplant, wie eine äußere Ein-
grünung u.a. auch zur Kreisstraße. Auch der Festplatz südlich der 
Kreisstraße (gegenüber dem Plangebiet) ist nicht als offene Ag-
rarlandschaft zu bewerten, sondern durch die vorhandene Nut-
zung eines Parkplatzes entlang der Kreisstraße und den vorhan-
denen baulichen Strukturen als intensiv genutzter Erholungs- und 
Freizeitraum zu bewerten. 
 

2.3.5 Zu den Ausführungen in Kapitel „7 wesentliche Auswirkungen und Vertretbarkeit“ 
und Kap. „8 Kompensation gemäß Eingriffsregelung“ weise ich darauf hin, dass 
auch auf Ebene des F-Plans die Eingriffsregelung des § 1a Abs. 3 BauGB über-
schlägig abzuarbeiten ist:  
Der vorbereitete Eingriff ist grob zu bilanzieren und es sind konkrete Flächen zu 
benennen, auf denen das ermittelte Defizit ausgeglichen werden könnte, um die 
Umsetzbarkeit und damit die Erforderlichkeit der vorliegenden Änderung des F-
Plans zu belegen.  

 Den Anregungen wird gefolgt. 
 
Im Übrigen hat ein Artenschutzrechtliches Gutachten ergeben, 
dass durch die Umsetzung der Planung kein artenschutzrechtli-
cher Verbotstatbestand ausgelöst wird. 
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Gleiches gilt für die Ausführungen zum Artenschutz (§ 44 BNatSchG): Auch hier 
ist der Ebene der F-Planung entsprechend darzulegen, dass artenschutzrechtli-
che Tatbestände der Planung nicht entgegenstehen und dass keine ungelösten 
Konflikte auf die Ebene der B-Planung verlagert werden. 
 

2.4 
 

Wald (FD Umwelt)  
Nach Benehmensherstellung mit den Niedersächsischen Landesforsten, Forst-
amt Sellhorn, wird folgende Stellungnahme als Untere Waldbehörde (UWaldB) 
abgegeben:  
Nach den eingesehenen Dokumenten, Karten und Luftbildern und der Besichti-
gung vor Ort am 18.07.2025 werden aus waldfachlicher Sicht folgende Anmer-
kungen und Anregungen vorgetragen:  
 

  

2.4.1 Nordöstlich an das Plangebiet grenzt ein ca. 80 bis über 100-jähriger Eichen-
Buchen-Mischwald mit jüngerer Birke und Buche im Unterstand und einzelnen 
Fichten. In der Strauchschicht findet sich Faulbaum, Holunder, Hasel und Natur-
verjüngung aus Eberesche, Buche und Esche. Am Waldrand befinden sich über 
100 Jahre alte schützenswerte großkronige Randeichen. Auf Grund ihrer Größe 
und Baumdichte weist diese mit Waldbäumen bestockte Fläche einen Naturhaus-
halt mit eigenem Binnenklima auf. Es handelt sich hierbei um Wald im Sinne des 
§ 2 NWaldLG.  
 
Waldränder besitzen als linienförmige Übergangsbiotope zwischen Wald und of-
fener Landschaft mit ihrer großen Artenvielfalt eine hohe Bedeutung für den Ar-
tenschutz und den Biotopverbund. Sie bereichern das Landschaftsbild und schüt-
zen den Wald vor Aushagerung und Windwurf. Darüber hinaus haben sie eine 
hohe Bedeutung für den Erholungswert der Landschaft. 
 

 Die Beschreibung der im Planungsraum vorhandenen Bestands-
strukturen wird gefolgt und bilden auch die Grundlage für die wei-
tergehende Planung der Samtgemeinde (Darstellung entspre-
chender Grünflächen). 

2.4.2 In dem vorliegenden Vorentwurf der Planzeichnung zur 52. Änderung des Flä-
chennutzungsplans der SG Bardowick, TP Vögelsen (Stand 05/2025) ist zum 
Waldrand eine ca. 16 m tiefe Grünfläche - als Bauabstandsfläche – eingezeich-
net.  
Aus waldfachlicher Sicht ist die Tiefe dieser Grünfläche unzureichend.  
 
Zur Wahrung des Landschaftsbildes, als Sicherheitsabstand bei Sturmschäden 
und zur Vermeidung von zusätzlichem technischen Aufwand bei der 

 Der Flächennutzungsplan bildet nicht den konkreten Abstand zwi-
schen Wald und Bebauung ab, sondern nur die flächenmäßige 
Zuweisung des Waldes mit angrenzenden Nutzungsstrukturen. 
Die Einhaltung eines Abstandes von 100 m würde bedeuten, dass 
die Planung nicht durchführbar ist. Im Bebauungsplan der Ge-
meinde ist analog zum angrenzenden Bebauungsplan Heben-
kamp ein Abstand von 30 m zwischen Wald und Baugrenze 
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Waldbewirtschaftung wird im LROP ein Abstand zwischen Waldrändern und der 
Bebauung / sonstigen störenden Nutzungen von ca. 100 m genannt. Ich bitte den 
vorgenannten Abstand zum Wald in der Bauleitplanung grundsätzlich zu berück-
sichtigen.  
 
Sollte in diesem Einzelfall von dem o.g. Orientierungswert abgewichen werden, 
bitte ich aus Gründen  

- der Gefahrenabwehr (großkronige Laubbäume sind insbesondere wäh-
rend der Vegetationszeit besonders bruch- und windwurfgefährdet),  
- der Waldbrandvorsorge,  
- der Vermeidung von zusätzlichem technischen Aufwand bei der Wald-
bewirtschaftung (Urteil des VGH Mannheim v. 07.12.1988 – 3 S 2993/88)  
- und aus waldökologischen Gründen  

den Mindestabstand von einer Baumlänge (rd. 30 m) zwischen dem Wald und 
der geplanten gewerblichen Baufläche einzuhalten (siehe auch § 1 (6) Ziffer 1 
BauGB, § 3 (1) NBauO).  
Ich bitte um die Berücksichtigung dieses Mindestabstandes auch in der nachge-
lagerten Bauleitplanung.  
Diese Stellungnahme erfolgt in Abstimmung mit dem LWK-Forstamt. 
 

vorgesehen, insofern wird der Empfehlung nach Einhaltung eines 
30 m Abstand zwischen Wald und Bebauung gefolgt.  
 

2.5 Wasserwirtschaft (FD Umwelt) 
Oberflächenentwässerung  
Hinsichtlich der Oberflächenwasserentsorgung bestehen keine grundsätzlichen 
Bedenken. Auf der nachfolgenden Planungsebene sind die geplanten Maßnah-
men zur Oberflächenentwässerung detaillierter abzuhandeln. Ein wasserrechtli-
ches Erlaubnisverfahren ist erforderlich, in dem die Wahl der Versickerungsme-
thode auf die gegebenen Bodenverhältnisse und Grundwasserstände abzustim-
men ist. Bei der Planung ist ferner zu berücksichtigen, dass von der Unterkante 
der Versickerungsanlage bis zum mittleren höchsten Grundwasser eine Mindest-
sickerstrecke von 1,00 m für das eingeleitete Oberflächenwasser ins Grundwas-
ser einzuhalten ist. 
 

  
Die Hinweise werden berücksichtigt. Das Oberflächenentwässe-
rungskonzept wird im Verlauf der Planung weiter konkretisiert und 
mit der Unteren Wasserbehörde abgestimmt. 
Die entsprechenden positiven Untersuchungsergebnisse liegen 
bereits vor. 

2.6 Immissionsschutz (FD Umwelt)  
Zur Bewertung der Lärmimmissionen sowie der Festsetzung erforderlicher 
Schallschutzmaßnahmen im B-Plan ist ein Schallgutachten erforderlich. 
 

  
Der Anregung wurde gefolgt. Die Gemeinde Vögelsen hat ein 
Schallgutachten in Auftrag gegeben, dessen Ergebnisse in den 



Samtgemeinde Bardowick Seite 8 
52. Änderung des Flächennutzungsplanes, Teilplan Vögelsen 
Frühzeitige Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung gem. § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB 

27.03.2026 

Nr. Anregung  Abwägung 

Bebauungsplan einfließen (Festsetzung von Emmissionskontin-
genten) 
 

2.7 Bodenschutz (FD Umwelt)  
Aus bodenschutzrechtlicher Sicht bestehen keine Bedenken. Schädliche Boden-
veränderungen sind derzeit nicht bekannt. 
 

  
Wird zur Kenntnis genommen. 

2.8 
2.8.1 

Klimaschutz (FD Klimaschutz, Kreisentwicklung, Wirtschaft)  
Laut Gebäudeenergiegesetz dürfen in Neubauten in Neubaugebieten ab sofort 
nur noch Heizungen eingebaut werden, die mit mindestens 65% erneuerbarer 
Energien betrieben werden. Bei der Erschließung neuer Baugebiete sollte durch 
die Erstellung eines Energiekonzeptes eine regenerative Wärmeversorgung ge-
plant und durch entsprechende Festsetzungen in der B- und F-Planung sicher-
gestellt werden. Im Rahmen der Planaufstellung könnten geeignete Liegenschaf-
ten, die sich für die Erstellung eines Nahwärmenetzes eigenen, identifiziert und 
planerisch weiterführend bearbeitet werden. Flächen für die Errichtung von Ver-
sorgungseinrichtungen müssten festgesetzt werden.  
 
Hinweis: Laut §32a NBauO muss bei der Errichtung offener Parkplätze oder of-
fener Parkdecks mit mehr als 25 Einstellplätzen über der Einstellplatzfläche eine 
Solarenergieanlage zur Stromerzeugung installiert werden. 
 

  
Die Gemeinde hält aufgrund der geringen Größe des Gewerbege-
bietes und der voraussichtlich stark unterschiedlichen Lastprofile 
der ansiedelnden Betriebe (z.B. Halle mit wenig Heizbedarf oder 
Gewerbe mit viel Warmwasser), eine individuelle Wärmeversor-
gung pro Betrieb als praktikabler und wirtschaftlich sinnvoller an 
als ein kleines Nahwärmenetz für den zudem auch ein Betreiber 
gefunden werden muss. 
Individuelle optimierte Lösungen (Wärmepumpen, Biomasse, 
eventuell Gas-Brennwert als Übergang) pro Betrieb sind für die 
einzelnen Betriebe zudem auch transparenter hinsichtlich konkre-
ter Investitions- und Betriebskosten. 
 

2.8.2 Im Bebauungsplan könnten weitere Festsetzungen zum Thema Klimaschutz und 
Klimaanpassung getroffen werden:  

• Vermeidung von Verschattung potenzieller (Dach-)Flächen für die So-
larenergienutzung  

• Vermeidung von Versiegelung durch Begrünung von Parkplätzen  

• Verwendung von wasserdurchlässigen Bodenbelägen  

• Schaffung von Flächen für das Regenwassermanagement  

• Begrünung oder helle Farbgestaltung von Dächern und Fassaden  
Ausweisung von Flächen für E-Ladestationen: Laut §7 GEIG muss bei der Er-
richtung von Nichtwohngebäuden mit mehr als sechs Stellplätzen mindestens je-
der dritte Stellplatz mit Leitungsinfrastruktur für die Elektromobilität ausgestattet 
und zusätzlich mindestens ein Ladepunkt errichtet werden. 
 

 Diese Themen werden im Bebauungsplanverfahren vertieft. 
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2.9 Straßenverkehr (FD Verkehrsangelegenheiten und Bußgeldstelle)  
Aus straßenverkehrsrechtlicher Sicht bestehen keine Bedenken. Aus straßenver-
kehrsrechtlicher Sicht wird auf folgendes hingewiesen:  
Hinweis:  
Aus derzeitiger Sicht bestehen meinerseits keine Bedenken. Bei einer weiter vo-
ranschreitenden Planung ist jedoch eine entsprechende verkehrsrechtliche An-
ordnung einzuholen. 
 

 Wird zur Kenntnis genommen. 
Hinweis: 
Die Gemeinde Vögelsen hat inzwischen in Abstimmung mit dem 
Landkreis einen Antrag auf Verlegung der Ortsdurchfahrtsgrenze 
sowie Verlegung der Ortstafel gestellt. 

2.10 ÖPNV (FD Mobilität) 
Der Flächennutzungsplan hat lediglich vorbereitenden Charakter und begründet 
i. d. R. keine bauplanungsrechtliche Zulässigkeit von Vorhaben. Belange des 
straßengebundenen ÖPNV sind daher nicht betroffen. 
 

 Wird zur Kenntnis genommen. 

2.11 Radverkehr (FD Mobilität)  
Belange der Radverkehrskoordination sind nicht betroffen. 
 

 Wird zur Kenntnis genommen. 

2.12 Tageseinrichtungen für Kinder und Jugendliche (FD Jugendhilfe und Sport)  
Keine Bedenken. 
 

 Wird zur Kenntnis genommen. 

2.13 
 
 
 
2.13.1 

Gesundheit (FD Gesundheit)  
Aus Sicht des Fachdienstes Gesundheit gebe ich folgende Empfehlungen, um 
Schutz der Bevölkerung vor schädlichen Umwelteinwirkungen sicherzustellen:  
 
1. Schutzgut „Mensch und Gesundheit“  
Aus Sicht des Gesundheitsamtes ist insbesondere die potenzielle Belastung 
durch Lärm und Lichtemissionen im Zuge der geplanten gewerblichen Nutzung 
zu bewerten. Im Vorentwurf wird das Plangebiet jedoch nachvollziehbar als be-
reits durch umliegende Nutzungen (Gewerbegebiet, Festplatz, Landwirtschaft) 
vorbelastet beschrieben. Unter der Voraussetzung, dass im weiteren Bebau-
ungsplanverfahren geeignete Festsetzungen zum Immissionsschutz getroffen 
werden (z. B. Lärmschutzvorgaben nach TA Lärm, aktive/passive Maßnahmen 
bei sensibler Nutzung), bestehen aus gesundheitlicher Sicht keine grundsätzli-
chen Bedenken. 
 

  
Wird zur Kenntnis genommen. 
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2.13.2 2. Hitzevorsorge und Mikroklima  
Die vorgesehene Versiegelung bedeutet einen Eingriff in ein Kaltluftentstehungs-
gebiet. Aus gesundheitsrelevanter Sicht (Hitzeanpassung, thermisches Wohlbe-
finden) wird daher empfohlen, durch Begrünungsmaßnahmen (z. B. Dachbegrü-
nung, Baumpflanzungen, Schattenbereiche) sowie den Erhalt der vorhandenen 
Gehölzstrukturen klimaregulierende Effekte sicherzustellen. Die Integration sol-
cher Maßnahmen in das spätere Bebauungskonzept wird ausdrücklich befürwor-
tet. 
 

 Wird zur Kenntnis genommen. Im Bebauungsplan der Gemeinde 
werden hierzu weitergehende Festsetzungen getroffen. 

2.13.3 3. Luftqualität  
Konkrete Belastungen der Luft durch Emissionen sind im Vorentwurf nicht be-
schrieben. Auf Grundlage der geplanten gewerblichen Nutzung ohne erkennbare 
Störfallbetriebe wird unter Einhaltung der TA Luft keine erhebliche Beeinträchti-
gung der Luftqualität erwartet. 
 
 

 Wird zur Kenntnis genommen. 

2.13.4 Fazit:  
Aus Sicht des Gesundheitsamtes Lüneburg bestehen keine Einwände gegen die 
Flächennutzungsplanänderung, sofern die im weiteren Verfahren benannten um-
weltmedizinischen Aspekte in der verbindlichen Bauleitplanung berücksichtigt 
werden. 
 

 Wird zur Kenntnis genommen. 

2.14 
2.14.1 

Kreisstraßen (Betrieb Straßenbau und -unterhaltung)  
Das Gebiet der Änderung des Flächennutzungsplans erstreckt sich nördlich an 
die Kreisstraße 21 angrenzend zwischen km 1,370 und km 1,730 im Bereich der 
Freien Strecke, westlich, außerhalb der Ortsdurchfahrt von Vögelsen.  
In diesem Bereich soll ein Gewerbegebiet entstehen und zusätzlich soll dort die 
örtliche Feuerwehr einen neuen Standort bekommen. 
 
Die verkehrliche Erschließung soll von der Kreisstraße über eine öffentliche Ver-
kehrsfläche erfolgen.  
 
Die Errichtung eines neuen Einmündungsbereichs in eine Kreisstraße außerhalb 
einer OD kann nur für die Anbindung einer gewidmeten Gemeindestraße erfolgen 
und ist von der Zustimmung des Straßenbaulastträgers, in Abstimmung mit der 
Verkehrsbehörde und der Polizei (sog. „Unfallkommission“) abhängig. 

  
Durch ein Verkehrsgutachten wurde der zu erwartende Zu- und 
Abfahrtverkehr sowie die Leistungsfähigkeit des Anschlusspunk-
tes geklärt.  
Ergebnis des Verkehrsgutachtens ist, dass eine Linksabbieger-
spur nicht notwendig wird. 
Außerdem hat am 16.12.2025 ein Termin mit der Unteren Ver-
kehrsbehörde vor Ort stattgefunden, bei dem vereinbart wurde, 
dass die Gemeinde einen Antrag auf Verlegung des OD-Steins 
und des Ortsschildes stellt, so dass sich dieser Abschnitt der 
Kreisstraße zukünftig innerhalb der bebauten Ortslage befindet. 
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Maßgeblich für die Zustimmung ist die Berücksichtigung der Schutzgüter der 
Straße d.h. der Sicherheit und Leichtigkeit des Straßenverkehrs. Wesentliche 
Punkte sind dabei die zu erwartenden Verkehre in dieser Zufahrt sowie deren 
Lage und Ausgestaltung. So könnten gerade bei gewerblicher Nutzung des Stra-
ßenanschlusses Ein- oder Abbiegespuren erforderlich werden. Der beabsichtigte 
Einmündungsbereich quert den vorhandenen Radweg und macht wegen der To-
pographie eine Anrampung der Erschließung und somit auch eine ausgedehnte 
beidseitige Anpassung des Radweges notwendig. 
 

2.14.2 Weiterhin ist im Bereich der Freien Strecke nach § 24 Abs.1 NStrG ein Anbau-
verbot für Hochbauten in einer Entfernung bis 20 m vom Fahrbahnrand der Kreis-
straße einzuhalten.  
Sinnvoll erscheint die Prüfung der Verschiebung der Ortsdurchfahrt, zumal sich 
auf der gegenüber liegender Straßenseite der B-Plan 18 Im Wahlenbergsfelde 
mit der Nutzung als Festplatz und Hundeschule befindet und dort eine Nutzung 
der Stellplätze für temporäre Ereignisse auch außerhalb von Veranstaltungen 
festzustellen ist.  
 
Grundsätzlich ist für die weitere Entwicklung des Gewerbegebietes eine frühzei-
tige Abstimmung des Antragstellers mit dem Straßenbaulastträger über die ver-
kehrliche Erschließung von der Kreisstraße 21 notwendig. 
Bei Rückfragen wenden Sie sich bitte direkt an den zuständigen Fachdienst. 
 

 Siehe 2.14.1.  

3. Landwirtschaftskammer Niedersachsen, Bezirksstelle Uelzen (03.07.2025)   

3.1 Gegen die Planungen bestehen unsererseits keine Bedenken. Aus agrarstruktu-
reller Sicht ist diese Fläche im Gegensatz zu den Alternativen unseres Erachtens 
auch am besten geeignet. Sie ist bereits an einer Seite durch ein Gewerbegebiet 
begrenzt. Aus landwirtschaftlich-fachlicher Sicht ist diese Fläche vom Zuschnitt 
und der damit einhergehenden Bearbeitung gegenüber der anderen Fläche deut-
lich besser für dieses Vorhaben geeignet. Jedoch ist es ein erneuter Flächenent-
zug aus der landwirtschaftlichen Nutzung. Um diesen möglichst gering zu halten, 
bitten wir dieses im weiteren Verlauf der Planungen bei den Kompensationsmaß-
nahmen zu berücksichtigen und für die Ausgleichsmaßnahmen keine weitere 
landwirtschaftliche Fläche in Anspruch zu nehmen.  
Bei Rückfragen wenden Sie sich gerne an uns. 
 

 Wird zur Kenntnis genommen. 
Externe Kompensationsmaßnahmen sollen durch bestehende 
Ökopoolflächen ausgeglichen werden nicht durch eine erneute In-
anspruchnahme von Ackerflächen. 
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4. Niedersächsische Landesforsten, Forstamt Sellhorn (21.07.2025)   

4.1 Nach den eingesehenen Dokumenten, Karten und Luftbildern und der Besichti-
gung vor Ort am 18.07.2025 werden aus waldfachlicher Sicht folgende Anmer-
kungen und Anregungen vorgetragen:  
 
Nordöstlich an das Plangebiet grenzt ein ca. 80 bis über 100-jähriger Eichen-
Buchen-Mischwald mit jüngerer Birke und Buche im Unterstand und einzelnen 
Fichten. In der Strauchschicht findet sich Faulbaum, Holunder, Hasel und Natur-
verjüngung aus Eberesche, Buche und Esche. Am Waldrand befinden sich über 
100 Jahre alte großkronige schützenswerte Randeichen. Auf Grund ihrer Größe 
und Baumdichte weist diese mit Waldbäumen bestockte Fläche einen Naturhaus-
halt mit eigenem Binnenklima auf. Es handelt sich hierbei um Wald im Sinne des 
§ 2 NWaldLG. 
 
Waldränder besitzen als linienförmige Übergangsbiotope zwischen Wald und of-
fener Landschaft mit ihrer großen Artenvielfalt eine hohe Bedeutung für den Ar-
tenschutz und den Biotopverbund. Sie bereichern das Landschaftsbild und schüt-
zen den Wald vor Aushagerung und Windwurf. Darüber hinaus haben sie eine 
hohe Bedeutung für den Erholungswert der Landschaft.  
 
In dem vorliegenden Vorentwurf der Planzeichnung zur 52. Änderung des Flä-
chennutzungsplans der SG Bardowick, TP Vögelsen (Stand 05/2025) ist zum 
Waldrand eine ca. 16 m tiefe Grünfläche - als Bauabstandsfläche – eingezeich-
net.  
 
Aus waldfachlicher Sicht ist die Tiefe dieser Grünfläche unzureichend.  
 
Zur Wahrung des Landschaftsbildes, als Sicherheitsabstand bei Sturmschäden 
und zur Vermeidung von zusätzlichem technischen Aufwand bei der Waldbewirt-
schaftung wird im LROP ein Abstand zwischen Waldrändern und der Bebauung 
/ sonstigen störenden Nutzungen von ca. 100 m genannt. Ich bitte den vorge-
nannten Abstand zum Wald in der Bauleitplanung grundsätzlich zu berücksichti-
gen. 
 

 Der Flächennutzungsplan bildet nicht den konkreten Anstand zwi-
schen Wald und Bebauung ab, sondern nur die flächenmäßige 
Zuweisung des Waldes mit angrenzenden Nutzungsstrukturen. 
Die Einhaltung eines Abstandes von 100 m würde bedeuten, dass 
die Planung nicht durchführbar ist. Im Bebauungsplan der Ge-
meinde ist deshalb ein Abstand von 30 m zwischen Wald und Bau-
grenze vorgesehen, der den Empfehlungen des RROP entnom-
men ist. 
 

4.2 Sollte in diesem Einzelfall von dem o.g. Orientierungswert abgewichen werden, 
bitte ich aus Gründen  

 Im Bebauungsplan der Gemeinde ist ein Abstand von 30 m zwi-
schen Wald und Baugrenze vorgesehen, insofern wird der 
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• der Gefahrenabwehr (großkronige Laubbäume sind insbesondere wäh-
rend der Vegetationszeit besonders bruch- und windwurfgefährdet),  

• der Waldbrandvorsorge, 

• der Vermeidung von zusätzlichem technischen Aufwand bei der Waldbe-
wirtschaftung (Urteil des VGH Mannheim v. 07.12.1988 – 3 S 2993/88)  

• und aus waldökologischen Gründen  
den Mindestabstand von einer Baumlänge (rd. 30 m) zwischen dem Wald und 
der geplanten gewerblichen Baufläche einzuhalten (siehe auch § 1 (6) Ziffer 1 
BauGB, § 3 (1) NBauO).  
Ich bitte um die Berücksichtigung dieses Mindestabstandes auch in der nachge-
lagerten Bauleitplanung.  
Diese Stellungnahme erfolgt in Abstimmung mit dem LWK-Forstamt Uelzen. 
 

Empfehlung nach Einhaltung eines 30 m Abstand zwischen Wald 
und Bebauung gefolgt.  
 

5. Landesamt für Geoinformation und Landesvermessung Niedersachsen, 
Regionaldirektion Hameln-Hannover - Kampfmittelbeseitigungsdienst 
(30.06.2025) 

  

5.1 Im Zweiten Weltkrieg war das heutige Gebiet des Landes Niedersachsen voll-
ständig durch Kampfhandlungen betroffen. In der Folge können heute noch nicht 
detonierte Kampfmittel, z.B. Bomben, Minen, Granaten oder sonstige Munition 
im Boden verblieben sein. Daher sollte vor geplanten Bodeneingriffen grundsätz-
lich eine Gefährdungsbeurteilung hinsichtlich der Kampfmittelbelastung durchge-
führt werden. Eine mögliche Maßnahme zur Beurteilung der Gefahren ist eine 
historische Erkundung, bei der alliierte Kriegsluftbilder für die Ermittlung von 
Kriegseinwirkungen durch Abwurfmunition ausgewertet werden (Kriegsluftbild-
auswertung). Eine weitere Möglichkeit bietet die Sondierung durch eine gewerb-
liche Kampfmittelräumfirma. Bei der zuständigen Gefahrenabwehrbehörde (in 
der Regel die Gemeinde) sollte sich vor Bodeneingriffen über die vor Ort gelten-
den Vorgaben informiert werden. Bei konkreten Baumaßnahmen berät der KBD 
zudem über geeignete Vorgehensweisen. 
Hinweis:  
Eine Kriegsluftbildauswertung kann beim KBD beauftragt werden. Die Auswer-
tung ist gem. § 6 Niedersächsisches Umweltinformationsgesetz (NUIG) in Ver-
bindung mit § 2 Abs. 3 Niedersächsisches Verwaltungskostengesetz 
(NVwKostG) auch für Behörden kostenpflichtig. Eine Kriegsluftbildauswertung ist 
im Rahmen dieser Stellungnahme nicht vorgesehen und aus personellen Grün-
den nicht möglich, da prioritär Anträge nach NUIG bearbeitet werden. Ein Auszug 

 Die Luftbildauswertung wird beantragt. 
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aus dem Kampfmittelinformationssystem ist ebenfalls nicht mehr vorgesehen. 
Der KBD informiert die zuständigen Gefahrenabwehrbehörden unmittelbar über 
Ergebnisse durchgeführter Auswertungen. Dabei erkannte Kampfmittelbelastun-
gen sind den Gefahrenabwehrbehörden daher bereits bekannt. Sofern eine kos-
tenpflichtige Kriegsluftbildauswertung durchgeführt werden soll, bitte ich um ent-
sprechende schriftliche Auftragserteilung unter Verwendung des Antragsformu-
lars und der Rahmenbedingungen, die Sie über folgenden Link abrufen können: 
 
https://kbd.niedersachsen.de/startseite/allgemeine_informationen/kampfmittel-
beseitigungsdienst-niedersachsen-207479.html 
 

6. Wasserbeschaffungsverband Elbmarsch (14.07.2025)   

6.1 In Beantwortung Ihres Schreibens teilen wir Ihnen mit, dass zum dem oben ge-
nannten Flächennutzungsplanes folgende Punkte aus unserer Sicht zu beachten 
sind:  

• Eine rechtszeitige Information vor Beginn der Erschließungsmaßnah-
men, sodass die Abstimmung und Koordination der Trassen und der Ar-
beiten zwischen den Versorgungsträgern erfolgen kann 

• Zum Schutz vor Überlastung der Trinkwasserversorgung in Zeiten extre-
mer Wasserabnahme, ist eine flächenmäßige Bewässerung mit automa-
tischen Gartenbergungsanlagen und mobilen Rasensprengern aus 
grundstückseigenen Zisternen zu entnehmen, welche über Regenwas-
ser gespeist werden. Bei langanhaltender Trockenheit und damit einher-
gehenden hohen Temperaturen, ist eine flächenmäßige Gartenbewäs-
serung mit Trinkwasser zu untersagen. 

• Zum Schutz vor Überlastung des Trinkwasser-Leitungsgesetzes ist da-
von auszugehen, dass die Entnahme von Löschwasser aus dem öffent-
lichen Leitungsnetz nur noch eingeschränkt zur Verfügung steht. Im Ver-
lauf anhaltender Trockenphasen könnte eine zusätzliche Löschwasser-
entnahme zur Gefährdung bzw. Unterbrechung der Trinkwasserversor-
gung führen und ist zu meiden. Es sind zusätzliche Möglichkeiten der 
Löschwasserentnahme wie, z.B. Bohrbrunnen in ausreichendem Maße 
vorzuhalten bzw. herzustellen. 

• Die Kosten für die Leitungspläne müssen vor Bauausführung durch den 
Erschließungsträger vorfinanziert werden.  

 

 Die Hinweise werden im Zuge der Konkretisierung des Erschlie-
ßungskonzeptes berücksichtigt.  

https://kbd.niedersachsen.de/startseite/allgemeine_informationen/kampfmittelbeseitigungsdienst-niedersachsen-207479.html
https://kbd.niedersachsen.de/startseite/allgemeine_informationen/kampfmittelbeseitigungsdienst-niedersachsen-207479.html
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7. Deutsche Telekom Technik GmbH (02.07.2025)   

7.1 Für zukünftige Erweiterungen des Telekommunikationsnetztes sind in allen Ver-
kehrswegen geeignete und ausreichende Trassen für die Unterbringung der Te-
lekommunikationslinien der Telekom vorzusehen. Wir werden zu gegebener Zeit 
zu den noch aus Flächennutzungsplan zu entwickelnden Bebauungsplänen de-
taillierte Stellungnahme abgeben. 
 

 Wird zur Kenntnis genommen. 
 

7.2 Bei Planungsänderungen bitten wir erneut zu beteiligen. 
 

  

8. Vodafone GmbH / Vodafone Deutschland GmbH (04.08.2025)   

8.1 Wir teilen Ihnen mit, dass die Vodafone GmbH / Vodafone Deutschland GmbH 
gegen die von Ihnen geplante Baumaßnahme keine Einwände geltend macht. Im 
Planbereich befinden sich keine Telekommunikationsanlagen unseres Unterneh-
mens. Eine Neuverlegung von Telekommunikationsanlagen ist unsererseits der-
zeit nicht geplant. 
 

 Wird zur Kenntnis genommen. 
 

9. PLEdoc GmbH (02.07.2025)   

9.1 Wir beziehen uns auf Ihre o.g. Maßnahme und teilen Ihnen hierzu mit, dass von 
uns verwaltete Versorgungsanlagen der nachstehend aufgeführten Eigentümer 
bzw. Betreiber von der geplanten Maßnahme nicht betroffen werden: 
 
• OGE (Open Grid Europe GmbH), Essen  
• Kokereigasnetz Ruhr GmbH, Essen  
• Ferngas Netzgesellschaft mbH (FG), Netzgebiet Nordbayern, Schwaig bei 
Nürnberg  
• Mittel-Europäische Gasleitungsgesellschaft mbH (MEGAL), Essen  
• Mittelrheinische Erdgastransportleitungsgesellschaft mbH (METG), Essen  
• Nordrheinische Erdgastransportleitungsgesellschaft mbH & Co. KG (NETG), 
Dortmund  
• Trans Europa Naturgas Pipeline GmbH (TENP), Essen  
• Uniper Energy Storage GmbH, Düsseldorf: Erdgasspeicher Epe, Eschenfelden, 
Krummhörn  
 

 Wird zur Kenntnis genommen. 
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9.2 Hinsichtlich der Maßnahmen zum Ausgleich und zum Ersatz der Eingriffsfolgen 
entnehmen wir den Unterlagen, dass die Kompensationsmaßnahmen erst im 
weiteren Verfahren festgelegt werden bzw. keine Erwähnung finden.  
 
Wir weisen darauf hin, dass durch die Festsetzung planexterner Ausgleichsflä-
chen eine Betroffenheit von uns verwalteter Versorgungseinrichtungen nicht aus-
zuschließen ist. Wir bitten um Mitteilung der planexternen Flächen bzw. um wei-
tere Beteiligung an diesem Verfahren.  
 
Maßgeblich für unsere Auskunft ist der im Übersichtsplan markierte Bereich. Dort 
dargestellte Leitungsverläufe dienen nur zur groben Übersicht. 
 

 
 

 Wird zur Kenntnis genommen. 
Externe Kompensationsmaßnahmen sollen durch bestehende 
Ökopoolflächen ausgeglichen werden nicht durch eine erneute In-
anspruchnahme von Ackerflächen. 
 

9.3 Achtung: Eine Ausdehnung oder Erweiterung des Projektbereichs bedarf immer 
einer erneuten Abstimmung mit uns. 
 

  

10. Avacon Netz GmbH (14.07.2025)   

10.1 Durch die im Betreff genannte Maßnahme ist/sind unsere Fernmeldeleitung/en 
betroffen.  
 

 Wird zur Kenntnis genommen. 
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Bei Einhaltung der im Anhang aufgeführten Hinweise, haben wir gegen das im 
Betreff genannte Vorhaben keine weiteren Einwände oder Bedenken. 
  

10.2 Änderungen der uns vorliegenden Planung bedürfen unserer erneuten Prüfung.  
Wir bitten Sie, uns am weiteren Verfahren zu beteiligen. 
 

 Die Avacon Netz GmbH wird am weiteren Verfahren beteiligt. 

11. Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie (22.07.2025)   

11.1 In Bezug auf die durch das LBEG vertretenen Belange geben wir zum o.g. Vor-
haben folgende Hinweise: 
 
Hinweise 
Sofern im Zuge des o.g. Vorhabens Baumaßnahmen erfolgen, verweisen wir für 
Hinweise und Informationen zu den Baugrundverhältnissen am Standort auf den 
NIBIS® Kartenserver. Die Hinweise zum Baugrund bzw. den Baugrundverhält-
nissen ersetzen keine geotechnische Erkundung und Untersuchung des Bau-
grundes bzw. einen geotechnischen Bericht. Geotechnische Baugrunderkundun-
gen/-untersuchungen sowie die Erstellung des geotechnischen Berichts sollten 
gemäß der DIN EN 1997-1 und -2 in Verbindung mit der DIN 4020 in den jeweils 
gültigen Fassungen erfolgen.  
 
Sofern Hinweise zu Salzabbaugerechtigkeiten und Erdölaltverträgen für Sie rele-
vant sind, beachten Sie bitte unser Schreiben vom 04.03.2024 (unser Zeichen: 
LID.4-L67214-07-2024- 0001). 
 
Sofern in diesem Verfahren Ausgleichs- und Kompensationsflächen betroffen 
sind, gehen wir davon aus, dass für alle Ausgleichs- und Kompensationsflächen 
die Festlegungen der Regionalen Raumplanung beachtet werden. In Rohstoffsi-
cherungsgebieten sollten Ausgleichs- oder Kompensationsmaßnahmen erst 
nach einer vollständigen Rohstoffgewinnung erfolgen, da sonst ein späterer Roh-
stoffabbau erschwert bzw. verhindert werden kann. Die aktuellen Rohstoffsiche-
rungskarten können über den NIBIS® Kartenserver des LBEG eingesehen oder 
als frei verfügbarer WMS Dienst abgerufen werden. Zudem ist im Bereich von 
Ausgleichs- und Kompensationsflächen für erdverlegte Hochdruckleitungen so-
wie bergbauliche Leitungen ein Schutzstreifen zu beachten, der von jeglicher Be-
bauung und von tiefwurzelndem Pflanzenwuchs freizuhalten ist. 
 

 Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Salzabbaugerechtigkeiten und Erdölaltverträgen liegen nicht vor. 
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11.2 In Bezug auf die durch das LBEG vertretenen Belange haben wir keine weiteren 
Hinweise oder Anregungen. 
 
Die vorliegende Stellungnahme hat das Ziel, mögliche Konflikte gegenüber den 
raumplanerischen Belangen etc. ableiten und vorausschauend berücksichtigen 
zu können. Die Stellungnahme wurde auf Basis des aktuellen Kenntnisstandes 
erstellt. Die verfügbare Datengrundlage ist weder als parzellenscharf zu interpre-
tieren noch erhebt sie Anspruch auf Vollständigkeit. Die Stellungnahme ersetzt 
nicht etwaige nach weiteren Rechtsvorschriften und Normen erforderliche Ge-
nehmigungen, Erlaubnisse, Bewilligungen oder objektbezogene Untersuchun-
gen. 
 

 Wird zur Kenntnis genommen. 

12. Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (13.08.2025)   

12.1 Die Stellungnahme wird aufgrund von § 10 Buchstabe f Satz 2 der Satzung für 
den Bund für Umwelt- und Naturschutz Deutschland (BUND) Landesverband 
Niedersachsen e.V. (Teil A) auch im Namen des BUND Landesverband Nieder-
sachsen e.V. abgegeben. 
 
An das kleinflächige Gewerbegebiet Im Hebenkampe, in dem sich als einziges 
Gewerbe die Firma WGL Wälz- und Gelenklager Lüneburg GmbH & Co. KG be-
findet, soll nach Westen in Richtung Mechtersen eine weitere Fläche für Gewerbe 
und ein neuer Standort für die Feuerwehr geschaffen werden. Das Gebiet um-
fasst ca. 5,2 ha bisher landwirtschaftlich genutzter Fläche. 
 
Entsprechend § 1a Abs. 2 BauGB soll mit Grund und Boden sparsam und scho-
nend umgegangen und zusätzliche Inanspruchnahme von Flächen für bauliche 
Nutzungen soll verringert werden. Landwirtschaftliche Flächen sollen nur im not-
wendigen Umfang genutzt werden. Für Niedersachsen wird in der Niedersächsi-
schen Nachhaltigkeitsstrategie eine reduzierte Flächeninanspruchnahme von un-
ter 4 ha pro Tag bis 2030 angestrebt. Das NNatSchG gibt in § 1a zudem vor, die 
Neuversiegelung von Böden landesweit bis zum Ablauf des Jahres 2030 auf un-
ter 3 ha pro Tag zu reduzieren und bis zum Ablauf des Jahres 2050 zu beenden. 
Diese Zielsetzung wurde auch in das LROP (3.1.1, 05) aufgenommen. Hieraus 
ergibt sich der Bedarf nach einem sparsamen Umgang mit den Ressourcen Bo-
den und Fläche für die kommunale Planung. Zur fachgerechten Berücksichtigung 
in der Planung sollte das Schutzgut Boden in dem zu erarbeitenden 

 Die Beschreibungen und Hinweise werden zur Kenntnis genom-
men. 
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Umweltbericht entsprechend der Anlage 1 Baugesetzbuch (BauGB) ausführlich 
beschrieben und eine Bodenfunktionsbewertung entsprechend der im Bundes-
Bodenschutzgesetz (vgl. § 2 BBodSchG) genannten Funktionen vorgenommen 
werden. 
 

12.2 Die Gemeinde Vögelsen besteht vorwiegend aus Wohnbebauung. Nur verein-
zelte kleine Handwerksfirmen sind dort auf privatem Gelände ansässig. Da Vö-
gelsen in den letzten Jahren stark expandiert ist, begrüßt der BUND eine Erwei-
terung für die Feuerwehr. Allerdíngs erschließt sich uns nicht, warum nicht eine 
Erweiterung am bisherigen Standort (Schulstrasse/In der Twiet) vorgenommen 
wird, zumal der jetzige Standort auf dem Flurstück 108/98 eine Fläche von 6.645 
m² aufweist. Im Gegensatz dazu verfügt die geplante Fläche nur über 4.614 m². 
Dies muss Teil der Begründung in einer Flächennutzungsplanänderung sein. 
 

 Der jetzige Standort ist durch eine ungünstige verkehrliche Anbin-
dung gekennzeichnet, außerdem würde ein Neubau mit einem er-
heblichen Flächenbedarf in Konkurrenz zu den Entwicklungsmög-
lichkeiten der Grundschule stehen, weshalb die Feuerwehr an ei-
nem neuen Standort errichtet werden soll. 
 
 

12.3 Das zu entwickelnde Gewerbegebiet liegt an der Kreisstraße K 21 (Dorfstraße). 
Wie soll mit vermehrt aufkommendem Verkehr durch die Wohngebiete von Vö-
gelsen, Bardowick, Mechtersen und auch Lüneburg umgegangen werden? Eine 
unmittelbare Anbindung an die A 39 liegt nicht vor. Ein Verkehrsgutachten, das 
den Umweltbericht in Bezug auf Immissionen Lärm, Schadstoffe aus Verkehr und 
Gewerbe berücksichtigt, sowie ein Lärmgutachten, auch in Bezug auf den Feu-
erwehrstandort, sind dem Umweltbericht beizufügen. 
 

 Am 16.12.2025 hat ein Termin mit der Unteren Verkehrsbehörde 
vor Ort stattgefunden, bei dem vereinbart wurde, dass die Ge-
meinde einen Antrag auf Verlegung des OD-Steins und des Orts-
schildes stellt, so dass sich dieser Abschnitt der Kreisstraße zu-
künftig innerhalb der bebauten Ortslage befindet. 
Die Breite der Kreisstraße ist für eine innerörtlich Straße auf jeden 
Fall angemessen und trägt zur Verkehrssicherheit bei.  
Ein Verkehrsgutachten wird den weiteren Planungen beigefügt, 
ebenfalls eine lärmtechnische Stellungnahme. 
 

12.4 Woraus wurde der Bedarf für neue Gewerbeflächen hergeleitet? Worin besteht 
die besondere Lagequalität dieses Standortes? 
 

 Der Bedarf leitet sich zum einen aus konkreten Anfragen von Ge-
werbebetrieben in Vögelsen ab, die an ihrem heutigen Standorten 
keine Entwicklungsmöglichkeiten mehr haben, außerdem soll das 
Gewerbegebiet auch so dimensioniert sein, dass auch zukünftige 
Anfragen aus dem Ort heraus positiv beschieden werden können. 
Zu Lagegunst siehe Erläuterungsbericht. 
 

12.5 Entsprechend § 5 Abs. 5 BauGB ist der Änderung des Flächennutzungsplans 
eine Begründung mit den Angaben nach § 2a BauGB beizufügen. Eine Umwelt-
prüfung unterliegt EU-Richtlinien, die zwingend zu beachten sind.  
Wir weisen darauf hin, dass die Vorgaben der EU-Richtlinien zwingendes Recht 
sind und damit nicht der gemeindlichen Abwägung unterliegen.  

 Im Zuge der weiteren Planung wird selbstverständlich eine Um-
weltprüfung vorgenommen und im Umweltbericht dokumentiert. 
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Wir bitten um weitere Beteiligung am Verfahren und behalten uns eine weitere 
Stellungnahme im späteren Verfahren vor. 
 

13. Bündnis 90 / Die Grünen, CDU / Unabhängige (14.08.2025)   

13.1 Fraglicher Bedarf /Grundsätzliche Notwendigkeit 
Die Gemeinde Vögelsen konnte bis jetzt keinen tatsächlichen Bedarf nachwei-
sen. 
Die behauptete Interessentenliste wird auch auf Nachfrage geheim gehalten. Es 
ist aktuell somit nicht zu klären, ob ein Bedarf überhaupt besteht. 
Es wurden keine ernsthaften Anstrengungen unternommen, interessierte Gewer-
betreibende im Ortsbestand unterzubringen. Ansonsten wäre aufgefallen, dass 
allein im Hebekampe 1 seit Jahren mindestens 3 große Gewerbeflächen zum 
Verkauf stehen. 
- Auch die Unterbringung von Unternehmen im Dörflichen Mischgebiet (MD) ist 
grundsätzlich möglich und sicherlich nicht ausgeschöpft Für die Belange örtlicher 
Betriebe ist das Gelände eindeutig zu groß. Es müssten somit zusätzliche Be-
triebe angeworben werden. 
Eine Bestandsaufnahme möglicher innerörtlicher Freiflächen zur Bebauung 
würde zum Erhalt von landwirtschaftlicher Fläche beitragen. 
Pauschal davon auszugehen, dass vorhandene Freiflächen im Ort nicht zum 
Kauf/ zur Bebauung anstehen, halten wir für nicht richtig. 
 

  
Die Interessenliste kann aus Datenschutzgründen nicht veröffent-
lich werden. 
Die im Hebenkampe befindlichen noch freien Gewerbeflächen 
stehen in Privatbesitz und können seitens der Samtgemeinde und 
Gemeinde nicht für eine Verlagerung von Interessenten angebo-
ten werden. 
Dasselbe trifft auch auf mögliche freie Grundstücke im sonstigen 
Gemeindegebiet zu. Hier kommt hinzu, dass diese sich in der Re-
gel in beengte Situation befinden und von Wohnbebauung umge-
ben sind und deshalb auch von vornherein eingeschränkt sind. 

13.1.1 Grundsätzlich wurde in der letzten Legislaturperiode des Bundestages das 
Grundgesetz um den Artikel 20a erweitert, der in der Konsequenz einen behut-
samen Umgang mit Naturverbrauch fordert: 
 
,,§§ 20a: Der Staat schützt auch in Verantwortung für die künftigen Generationen 
die 
natürlichen Lebensgrundlagen und die Tiere im Rahmen der verfassungsmäßi-
gen Ordnung 
durch die Gesetzgebung und nach Maßgabe von Gesetz und Recht." 
Dieses ist von der Grundbetrachtung mit dem RROP in Verbindung zu sehen und 
begrenzt einen weiteren Flächenverbrauch. Somit ist die Ansiedelung von Ge-
werbegebieten nur im begrenzten Umfange möglich, dieses wird weit überreizt. 
 

 Das Gewerbegebiet dient vor allem der Ansiedlung von in Vögel-
sen ansässigen Betrieben, die an ihren jetzigen Standorten nur 
beschränkte Entwicklungsmöglichkeiten haben. Allein aufgrund 
seiner Größe wird das Gewerbegebiet keine überregionale Be-
deutung haben, was auch raumplanerisch gar nicht bewilligt wer-
den würde. Vor daher teilt die Samtgemeinde die Auffassung, 
dass die Entwicklung eines Gewerbegebietes für Vögelsen in be-
grenztem Umfang möglich ist, sie sieht aufgrund der geringen 
Größe keine „überreizte“ Entwicklung, sondern vielmehr eine an 
die Größe von Vögelsen angepasste Größe eines lokalen Gewer-
begebietes. 
Die Fokussierung auf Betriebe, die am Ort bleiben, aber Erweite-
rungsflächen benötigen, entspricht im übrigen gängigen Zielen 
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der Dorf- und Ortsentwicklung (Sicherung lokaler Arbeitsplätze, 
Vermeidung von Abwanderung). 
 

13.2 Lage 
Das geplante Gewerbegebiet ist so platziert, dass aus allen Richtungen der Ver-
kehr durch die Ortsmitte von Vögelsen erfolgen muss. Die Erreichbarkeit wäre 
zum Beispiel bei einer Lage in Richtung Bardowick sinnvoller, da dadurch die 
Verkehrsbelastung im Ort geringer wäre. Die Hoffnung der SPD auf einen sich 
dort ansiedelnden Nahversorger sehen wir fraglich.  
 

  
Ein Verkehrsgutachten hat ergeben, dass die zusätzlichen Ver-
kehre problemlos abgewickelt werden können. Außerdem soll die 
Kreisstraße bis zur geplanten Feuerwehr zukünftig zur innerörtli-
chen Straße durch Verlegung des OD-Steins eingestuft werden. 
Im Entwicklungskonzept ist an der Bardowicker Straße ein Nah-
versorger vorgesehen, an diesem Ziel wird festgehalten. 
 

13.2.1 Die K21 ist zu schmal für LKW-Verkehre. Bei sich begegnenden Bussen muss 
üblicherweise ein Fahrzeug halten. 
 

 Am 16.12.2025 hat ein Termin mit der Unteren Verkehrsbehörde 
vor Ort stattgefunden, bei dem vereinbart wurde, dass die Ge-
meinde einen Antrag auf Verlegung des OD-Steins und des Orts-
schildes stellt, so dass sich dieser Abschnitt der Kreisstraße zu-
künftig innerhalb der bebauten Ortslage befindet. 
Die Breite der Kreisstraße ist für eine innerörtlich Straße auf jeden 
Fall angemessen und trägt zur Verkehrssicherheit bei. 
 

13.3 Verkehr 
Schon im Zusammenhang mit der geplanten F-Plan Änderung zu Süderfeld 4 ist 
von uns auf die problematische Verkehrssituation im Ort eingegangen worden. 
Es ist abzusehen das ein Gewerbebetrieb, wenn er wirtschaftlich floriert, auch 
Verkehrsbewegungen verursacht und diese besonders zu den Zeiten in denen 
auch schon die ortsübergreifenden Berufspendler das Straßensystem überlas-
ten. 
Rechenbeispiel: 
 
Angenommen die geplanten Betriebe verursachen übliche Verkehrsbewegungen 
15 Betriebe x 25 Kfz-Bewegungen je Tag = 375 Kfz/Tag (Fahrzeuge bis 3,5 t.). 
 
Hinzukommen die erheblich höher belastenden LKW - Verkehre. 
Bezogen auf einen aktuellen Mittelwert der Kreisstraßen von über 5.000 Kfz/Tag 
würde sich dann die Gesamtbelastung um über 10% erhöhen. Dieses noch ein-
mal zusätzlich zu dem Verkehrszuwachs durch die neuen Baugebiete aus Lüne-
burg. 

  
Ein Verkehrsgutachten hat ergeben, dass die zusätzlichen Ver-
kehre problemlos abgewickelt werden können. Außerdem soll die 
Kreisstraße bis zur geplanten Feuerwehr zukünftig zur innerörtli-
chen Straße durch Verlegung des OD-Steins eingestuft werden. 
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13.3.1 Weitere Punkte: 
Das geplante Gewerbegebiet hat keinerlei Anbindung an die Bahntrassen oder 
eine BAB. 
 
Zu- und abfließender Verkehr könnte nur über Kreisstraßen und Ortsverbin-
dungswege erfolgen. Sie erhöhen somit den Verkehrsdruck Innerorts aber auch 
übergreifend. 
Die Lage des geplanten Gewerbegebietes ist unlogisch und produziert unnötige 
Verkehre. Die geplante Lage macht eigentlich nur Sinn, wenn man eine Anbin-
dung in Richtung 8404 suchen würde. 
 

  
Da das Gewerbegebiet keine überregionale Bedeutung hat, 
braucht es auch keinen direkten Anschluss an eine Autobahn, 
Bundesstraße oder Bahntrasse.  

13.3.2 Auch die Ertüchtigung der K21 Richtung Mechtersen ist in die Planungen mit ein-
zubeziehen. Nach aktuellen Anforderungen bedeutet dieses den Ausbau der 
Kreisstraße in aktueller Breiteanforderung. Anordnung beidseitiger Fuß- und 
Radwege, einer Querungshilfe für den Radverkehr nach außerörtlicher Führung 
und auch die Anlage eines einseitigen Reitweges in Richtung Radbruch sollte 
nicht vergessen werden. 
Mit dem Ausbau würde dann auch eine neue Bushaltestelle notwendig. Auf den 
Schulweg der Kinder aus Mechtersen und Vögelsen ist besondere Rücksicht zu 
nehmen. 
Ein Gewerbegebiet mit LKW-Bewegungen stellt eine direkte Gefahr für die Kinder 
dar. Auch die zusätzliche Verkehrslärmbelastung ist nicht unerheblich, beson-
ders durch LKW. 
 
 

 Am 16.12.2025 hat ein Termin mit der Unteren Verkehrsbehörde 
vor Ort stattgefunden, bei dem vereinbart wurde, dass die Ge-
meinde einen Antrag auf Verlegung des OD-Steins und des Orts-
schildes stellt, so dass sich dieser Abschnitt der Kreisstraße zu-
künftig innerhalb der bebauten Ortslage befindet. 
Die Breite der Kreisstraße ist für eine innerörtlich Straße auf jeden 
Fall angemessen und trägt zur Verkehrssicherheit bei. 
 

13.4 Dilemma mit der verkehrlichen Überlastung 
In den letzten Jahren gab es parallel die Entwicklung neuer Baugebiete. U.a. 
Wienebüttler Weg (LG), Süderfeld 1, 2, 3 ff. und jetzt Hebenkampe 2 wurden auf 
der Grundlage des bestehenden Verkehrssystems entwickelt. Sicherlich hat es 
im Vorfeld zur Planung dieser Gebiete diverse Gespräche auf den unterschiedli-
chen politischen und gesellschaftlichen Ebenen gegeben. Dass die Gesamtprob-
lematik bekannt war zeigt u.a. das Schreiben des LK aus 2016 (beigefügt). 
 

 Ein Verkehrsgutachten hat ergeben, dass die zusätzlichen Ver-
kehre problemlos abgewickelt werden können. Außerdem soll die 
Kreisstraße bis zur geplanten Feuerwehr zukünftig zur innerörtli-
chen Straße durch Verlegung des OD-Steins eingestuft werden. 
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Nicht erst seit der STVO-Änderung aus 1997, als hinsichtlich der weitreichenden 
Nichteignung vieler Radwege als solche, diese aus der Nutzung genommen wer-
den mussten.  
Auch die Bedürfnisse der Fußgänger werden weiträumig missachtet. Es ist wohl 
von den „absichtlich vergessenen" Verkehrsteilnehmern zu reden. Für 2024 be-
sagt das Statistische Bundesamt eine Zunahme der getöteten Kinder im Stra-
ßenverkehr. Insbesondere Schulkinder vom 6- bis 14-Lebrensjahr. Nach Aus-
kunft der Verkehrswacht sind Kinder frühestens ab dem 14 Lebensjahr in der 
Lage am Straßenverkehr teilzunehmen, grundlegend hierfür sind diverse Unter-
suchungen. Nach der STVO sollen Kinder ab dem 10. Lebensjahr auf der Straße 
fahren.  
 
Diese Regelung stammt aus dem letzten Jahrhundert und hat wohl kaum die ak-
tuelle Verkehrsdichte in Betracht gezogen. Dieses weitflächige Nichthandeln 
führt nun im konkreten Fall in Vögelsen dazu, dass besonders den schwächeren 
Verkehrsteilnehmern kein Schutzraum mit erhöhter Sicherheit geboten wird. Ein 
Versagen vieler Ebenen, nicht nur der Gemeinde. Es ist zu beobachten, wie alle 
Beteiligten versuchen, sich gegenseitig die Schuld zuzuschieben, anstatt ge-
meinsam strategisch zu handeln. Im gesamten Ort sind die Fußwege zu schmal, 
Radwege sind größtenteils nicht vorhanden. Für Radfahrer freigegebene Fuß-
wege sind sogar in Gegenrichtung zugelassen. Das sind alles Behelfslösungen, 
die in den letzten 30 Jahren nicht angefasst wurden. Die schwächeren Verkehrs-
teilnehmer werden so zu den Opfern einer versäumten Planung gemacht.  
 
Es gehört zum Recht auf freie Entfaltung und zu Daseinsvorsorge sich auch den 
Verkehrsträger frei auszusuchen. Die Grundversorgung muss somit vorrangig 
hergestellt werden, dieses ist auch ein Gebot des Gleichbehandlungsgrundsatz 
(GG). Bevor neue Baugebiete zugelassen werden, sind somit vorrangig die struk-
turellen Voraussetzungen zu schaffen. Um hier den notwendigen Handlungs-
druck auch für die übergeordneten Ebenen zu schaffen, sind weitere Bebauun-
gen aufzuschieben. 
 

13.5 Naturschutz 
Das immer weitere Ausbreiten in die Fläche mit Gewerbe- und Wohngebieten ist 
komplett gegenläufig zu allen ökologischen- und Klimaschutz-Anforderungen. 

 Wird zur Kenntnis genommen.  
Gemäß dem artenschutzrechtlichen Fachbeitrag (Dipl.-Biol. Jan 
Brockmann, 11.08.2025) wurden keine wertgebenden Amphibien-
habitate im Plangebiet festgestellt. Eine Zerschneidung von 
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Eigentlich müssen Bestandflächen konvertiert und sogar entsiegelt werden. Auch 
die Auswirkungen auf den Wasserhaushalt sind zu berücksichtigen. 
 
Es sind regelmäßige Amphibienwanderungen durch das Gebiet zu beobachten. 
Frösche, Kröten auch Feuersalamander sind festzustellen und haben ihre Wan-
derwege mit hoher Wahrscheinlichkeit aus dem rückwertig nördlich gelegenen 
Feuchtgebiet. In diesem Zusammenhang ist eine saisonale Untersuchung und 
Bestandsaufnahme vorab dringend nötig. 
 

Wanderkorridoren wurde ausgeschlossen. Hinweise auf das Vor-
kommen besonders oder streng geschützter Arten liegen nicht 
vor. 
Das Vorhaben führt nach Einschätzung des Gutachters zu keiner 
erheblichen Beeinträchtigung des Erhaltungszustands lokaler Po-
pulationen. 
Die naturschutzfachlichen Belange wurden im Rahmen der Pla-
nung berücksichtigt; Eingriffe werden gemäß § 15 BNatSchG aus-
geglichen. 
 

13.6 Kostenrisiko 
Das Gelände wurde als Ackerfläche ursprünglich für 5,00 €/m2 angeboten, der 
Bodenrichtwert liegt bei 3,30 €/m2. Erworben wurde das Gelände dann für 25,00 
€/m2. Rechnet man die Verlustflächen für Straßen, Ausgleich usw. auf den Ver-
kaufspreis für die Netto-Grundstücksfläche um, dann sind wir bereits bei ca. 
40,00 €/m2 die im Verkauf umgelegt werden müssten. Der derzeitige Kredit be-
deutet eine Verschuldung mit Risiko für die Einwohner. Es ist schwer vorstellbar, 
dass Kaufinteressenten den zu erwartenden hohen m2 Preis akzeptieren kön-
nen. 
 

  
Wird zur Kenntnis genommen. 

13.7 Höhenunterschiede im Gelände/ Topographie 
Die aktuelle Planung übergeht die Gefällestrukturen und Höhenlinien des Gebie-
tes. 
Dieses führt zwangsläufig zu höheren Erschließungskosten, durch erhebliche 
Erdbewegungen. Ein großes Gefälle bedeutet, besonders bei langen Gebäuden, 
große teure Erdbewegungen und Bodenaustausch. Das Gefälle im Gelände liegt 
bei 6m (22,0m üNN an der Straße auf 16,0 m üNN nach Norden). 
 

  
Wird zur Kenntnis genommen. Die Topografie bewegt sich im üb-
lichen Maße der Region Lüneburger Heide. 

13.7.1 Nach Auskunft der bestehenden Anlieger hat das gesamte Gebiet eine sehr 
große Mutterbodenaufbauschicht. Es wurde berichtet, dass hier in der Historie 
von anderen Baufeldern Mutterboden verteilt wurde. Es würden hohe Kosten für 
einen Bodenaustausch anfallen, um einen tragfähigen Untergrund zu schaffen. 
Auch die LKW-Kolonnen, die durch den Ort geführt werden müssten, sollten nicht 
außeracht bleiben. 
 
 

 Der Boden weist keine Anomalitäten auf. 
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13.8 Feuerwehr 
Das Argument der Findung einer Fläche für die neue Feuerwache ist nicht für die 
angebliche Notwendigkeit eines Gewerbegebietes zu missbrauchen. Für ein be-
nötigtes Feuerwehrgerätehaus sind viele potenzielle Verkäufer denkbar und si-
cherlich bereit, eine angemessene Fläche für diesen wichtigen Zweck zu verkau-
fen. Für das Verfahren ist keine F-Plan Änderung notwendig und das Genehmi-
gungsverfahren läuft unter privilegierten Bedingungen. 
 

  

13.8.1 Es besteht kein Zweifel daran, dass auch Vögelsen ein modernes Feuerwehrge-
rätehaus benötigt. Idealerweise sollte es auch für zu erwartende Extremwetterla-
gen und Katastrophen ausgelegt sein. Jedoch ist der jetzt geplante Standort frag-
würdig. Besser wäre eine Orientierung Richtung Bardowick. 
 
Sollte der geplante Standort doch zum Zuge kommen, so ist aus der topografi-
schen Lage des Grundstücks sinnvoll, die Feuerwehr in Verlängerung des beste-
henden Baugebietes Hebenkampe 1 direkt entlang der Dorfstraße (K21) zu plat-
zieren. Sollte später doch eine rückwertige Bebauung zum Zuge kommen, so 
wird sie durch die Feuerwache optisch kaschiert. 
 

 Der Standort der Feuerwehr ist mit dem Gemeindebrandmeister 
abgestimmt.  

13.9 Landwirtschaftlicher Bedarf 
Die Flächen für eine landwirtschaftliche Bewirtschaftung sind knapp. Der Wert 
eines Ackers ist für die Zukunft der Umwelt hoch. Einmal versiegelte Flächen sind 
schwer rückholbar. Mit der hohen Mutterbodenkrume ist weiterhin eine landwirt-
schaftliche Nutzung sinnvoll. 
 

  
Die Samtgemeinde hat hier dem Belang von Schaffung und Si-
cherung von Arbeitsplätzen und der Ansiedlung eines modernen 
Feuerwehrgerätehaus den Vorzug gegenüber dem Belang der 
Landwirtschaft gegeben. 

13.10 Schlussbemerkung 
Mit dem Anliegen der F-Planänderung zu Gunsten eines derartig großen Gewer-
begebietes wird der Ort strukturell komplett überfordert. Der Bedarf ist nicht zu 
erkennen, da bisher lediglich die Behauptung geäußert wurde, dass sich ortsan-
sässige Firmen vergrößern möchten.   
Es bleibt unverständlich,- auf Basis der bisher bekannten Argumente-, dass dafür 
dieses riesige landwirtschaftlich genutzte Gelände zum Großteil versiegelt wer-
den muss, zumal durch die bereits Gewerbesteuer zahlenden Betriebe nicht 
mehr Steueraufkommen zu erwarten ist. 

 Ein Gewerbegebiet in einer Größenordnung von 3,8 ha Bruttobau-
land ist für Vögelsen kein überdimensioniertes, sondern eher ein 
adäquat dimensioniertes Gewerbegebiet, was dem Ort zugute-
kommt, da Vögelsen kein reiner Wohnort ist, sondern hier auch 
Arbeitsplätze bereitgestellt werden sollen. 
Die Entwicklungsmöglichkeiten von Gewerbebetrieben innerhalb 
der bebauten Ortslage sind eingeschränkt, u.a. aufgrund der teil-
weise beengten Platzverhältnisse aber auch aufgrund des be-
grenzten Schutzstatus auch in Mischgebieten oder Dorfgebieten, 
da auch hier ein höherer Schutzanspruch gegenüber der benach-
barten Wohnnutzung gilt als in reinen Gewerbegebieten. 
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• Die Ausweisung von Baugebieten darf kein ,,Abzählspiel" sein, sondern 
sie muss sich an strukturellen Voraussetzungen und dem tatsächlichem 
Bedarf orientieren. 

 

Von daher hält die Gemeinde an der Planung fest. 

13.10.1 • An die ursprünglich zugesagte abschnittsweise Erschließung wird sich 
mit dieser Planung nicht gehalten. Das Im MRV 2020 von vielen Bürgern 
geforderte überdenken der Ortsstruktur einschließlich Überarbeitung der 
vorhandenen BPläne ist nicht geschehen. Mit einer Neuregelung wären 
viele gewerbliche Nutzungen im dörflichen Mischgebiet (MD) denkbar. 
Dieses würde auch zusätzliche Verkehrsbelastungen verringern. 
 

 siehe 3.10 

13.10.2 • Das Gebiet ist viel zu groß um als Argument „das Halten von Bestands-
unternehmen" (RROP) gelten zu können. Zur Auslastung müsste massiv 
nach äußeren Investoren gesucht werden. 
 

 Diese Ansicht wird auch von der Raumordnungsbehörde nicht ge-
teilt (siehe Stellungnahme Raumordnungsbehörde). 

13.10.3 • Es wurden durch die Bürgermeisterin nicht alle entscheidungsrelevanten 
Informationen dem Rate zur Entscheidung bereitgestellt. 
 

 Diese Ansicht wird nicht geteilt. 

13.10.4 • Aus allen rechtlichen Rahmenbedingungen ergibt sich verpflichtend ein 
behutsamer Umgang mit Flächenverbrauch, eigentlich sogar ein Rück-
bau von Altversiegelungen. 
 

Somit hoffen wir, dass die SG nicht dem Druck, der aus einem voreiligen Grund-
stückskauf behauptet wird, unterliegt, um Schaden von der örtlichen Struktur ab-
zuwenden. 
Wir bitten um eine Stellungnahe und Bewertung zu den einzelnen vorgetragenen 
Bedenken und Einwendungen, um eine Entscheidung nachvollziehbar zu ma-
chen. 
 

 Die Gemeinde hält die Entwicklung eines nur ca. 3,8 ha großen 
Gewerbegebietes, was vor allem vorhandenen lokalen Gewerbe-
treibendenden zugutekommt für eine behutsamen Umgang mit 
Flächenverbrauch, da eine Überdimensionierung eine GE-Ge-
biete für Vögelsen somit vermieden wird.  

 

Folgende Behörden / Träger öffentlicher Belange brachten keine Anregungen oder Bedenken vor: 

▪ Agentur für Arbeit Lüneburg-Uelzen (30.06.2025) 

▪ Polizeiinspektion Lüneburg/ Lüchow-Dannenberg/ Uelzen (02.07.2025) 

▪ Samtgemeinde Elbmarsch (01.08.2025) 
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▪ Samtgemeinde Gellersen (03.07.2025) 

▪ Stadt Winsen (Luhe) (30.06.2025) 

▪ Wasserverband der Ilmenau-Niederung (16.07.2025) 

▪ Landesamt für Geoinformation und Landesvermessung Niedersachsen, Hannover (30.06.2025) 

▪ Handwerkskammer Lüneburg-Stade (14.08.2025) 

▪ TenneT TSO GmbH (01.07.2025) 

▪ Gasunie Deutschland Transport Services GmbH (04.07.2025)  

▪ Landkreis Harburg (15.08.2025) 

▪ Forstamt Uelzen, Bezirksförsterei Suderburg (15.08.2025) 

 

Keine Stellungnahmen haben abgegeben: 

▪ GFA Lüneburg 

▪ Landesamt für Geoinformation und Landesvermessung Niedersachsen, Regionaldirektion Lüneburg  

▪ Amt für regionale Landesentwicklung, Lüneburg  

▪ Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Lüneburg  

▪ CSG GmbH 

▪ Deutsche Bahn AG 

▪ Greenfiber  

▪ Industrie- und Handelskammer, Lüneburg  

▪ Bauernverband Nordostniedersachsen e.V.  

▪ Naturschutzbund Deutschland 

▪ Niedersächsischer Landesbetrieb für Wasserwirtschaft, Küsten- und Naturschutz  

▪ Jägerschaft Lüneburg 

▪ Bischöfliches Generalvikariat  

▪ Kirchenkreisamt Lüneburg 

▪ KVG Lüneburg 

▪ Gemeinde Adendorf  

▪ Hansestadt Lüneburg  

▪ Samtgemeinde Scharnebeck 

▪ Samtgemeinde Salzhausen  

▪ Samtgemeinde Bardowick  

▪ Flecken Bardowick  

▪ Gemeinde Barum 
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▪ Gemeinde Handorf 

▪ Gemeinde Mechtersen  

▪ Gemeinde Radbruch  

▪ Gemeinde Vögelsen  

▪ Gemeinde Wittorf  

▪ Kriminalpräventionsrat  

 

 
B:  Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB 
 

 

Nr. Anregung  Abwägung 

1. Private Stellungnahme (15.08.2025)   

1.1 Zu hohe Gebäudehöhen 
Die grundsätzlich und einheitlich festgelegten Gebäudehöhen im Plangebiet führen 
zu einer deutlichen Veränderung des bisherigen Erscheinungsbilds des Ortes. 
 
Hier sind insbesondere die geplanten zu lässigen Gebäudehöhen von 12 Meter 
Firsthöhe im südlichen und östlichen Bereich des Plangebiets kritisch zu betrach-
ten. Die Gebäude entlang des Radweges (südlicher Bereich) würden optisch auch 
aufgrund der Topographie extrem hoch erscheinen. 
 

  
Diese Hinweise betreffen das Bebauungsplanverfahren. 
 

1.1.1 Verschattung bestehender Gewerbeflächen 
Im östlichen Bereich des Plangebiets führen diese Gebäudehöhen zu Beschattun-
gen der angrenzenden Grundstücke des Gewerbegebietes "Hebenkampe 1" sowie 
dem dazugehörigen eingeschränkten Gewerbeteil. Hier sind unter anderem nega-
tive Auswirkungen durch Verschattungen zu erwarten. Insbesondere ist die bereits 
bestehende Freifeld Solaranlage betroffen. Hier sind erhebliche Mindererträge fi-
nanzieller und energetischer Art zu erwarten. Diese Auswirkungen können durch 
geringere Gebäudehöhen in diesem Bereich reduziert werden. 
 

 Diese Hinweise betreffen das Bebauungsplanverfahren. 
 

1.1.2 Beschattung des eingeschränkten Gewerbegebietes "Hebenkampe 1" 
Die hier allgemein zulässige Wohnnutzung wird durch eine zu hohe Bebauung im 
südöstlich angrenzenden Bereich des Plangebietes besonders hart getroffen. Der 
Schattenwurf zu hoher Gebäude schränkt die Lebensqualität der Anlieger beson-
ders ab den Nachmittags- bis in Abendstunden erheblich ein. 

 Diese Hinweise betreffen das Bebauungsplanverfahren. 
Im eingeschränkten Gewerbegebiet ist eine allgemeine Wohnnut-
zung im Übrigen nicht zulässig, sondern nur eine betriebsbezo-
gene Wohnnutzung (textl. Festsetzung) 
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1.2 Zu erwartende Wirbelschleppen von zu hohen Gebäuden 
Die Hauptwindrichtung ist Südwest. Die offene Geländestruktur aus Richtung 
Mechtersen bedingt hohe Windgeschwindigkeiten. Auf der Leeseite der hohen Ge-
bäude ist daher mit unkontrollierbaren Wirbelschleppen zu rechnen, die bestehende 
Bausubstanzen negativ beeinflussen. 
 

  
 
Diese Hinweise betreffen das Bebauungsplanverfahren. 
Rauigkeit durch Pflanzflächen minimiert die Wirbelschleppen 

1.3 Anbindung des Gewerbegebiets Hebenkampe 2 an die Kreisstraße. 
Die derzeit geplante Anbindung mittels einer Einmündung birgt hohe Gefahren. Der 
hohe zu erwartende Verkehr aus und ins Plangebiet auf die Kreisstraße ohne eine 
geeignete Verkehrsberuhigung/Lenkung steigert das Unfallrisiko auf der nicht in-
nerorts laufenden Kreisstraße. 
 

  
Es wird auf die Ergebnisse des Verkehrsgutachtens hingewiesen.  

1.3.1 Verkehrsproblematik Kreuzung Dachtmisser Straße 
Der zusätzliche Verkehr vom und in das Plangebiet wird zu einer weiteren Eskala-
tion zu den Stoßzeiten führen. Anwohner in diesem Bereich werden zusätzlichen 
Emissionen ausgesetzt. Eine Querung der Straßen als Fußgänger /Radfahrer wird 
zunehmend gefährlicher, zumal in diesem Bereich Querungshilfen fehlen. 
 

 Ein Verkehrsgutachten hat ergeben, dass die zusätzlichen Ver-
kehre problemlos abgewickelt werden können. Außerdem soll die 
Kreisstraße bis zur geplanten Feuerwehr zukünftig zur innerörtli-
chen Straße durch Verlegung des OD-Steins eingestuft werden. 

1.3.2 Grundsätzliche Lage des geplanten Gewerbegebietes Hebenkampe 2 
Die Lage des geplanten Gewerbegebietes erscheint uns aufgrund seiner Größe und 
des zu erwartenden Verkehrsaufkommens denkbar ungeeignet. Der Großteil des 
Verkehrs wird durch den Ort, hier namentlich Dachtmisser Straße, Dorfstraße und 
Lüneburger Straße geführt. Die Kreuzung Lüneburger Straße ist bereits ein Ver-
kehrsnadelöhr. Die Anwohner in diesem Bereich sind daher ohnehin schon stark 
belastet. Ein Gewerbegebiet am Ortsausgang in Richtung Bardowick würde diese 
Probleme innerorts gar nicht erst verursachen. 
 

 siehe 1.3.1 

1.4 Eingestellte Mittel im Haushalt für ein Verkehrskonzept 
Im Haushalt der Gemeinde Vögelsen wurden 25000 € für ein Verkehrskon zept ein-
gestellt. In Anbetracht der zuvor unter Punkt (1.)3. genannten Problematiken er-
scheint es uns fahrlässig, eine Dorfentwicklung voranzutreiben ohne diese Erkennt-
nisse vorliegen zu haben. Durch das sich bereits in Planung befindende Wohnge-
biet "Süderfeld 4" sowie aus dem sich schon in der Erschließung befindlichen 
Wohngebiet am Ortsrand von Lüneburg wird darüber hinaus weiterer erheblicher 
Verkehr durch den Ortskern von Vögelsen zu erwarten sein. 
 

 Die Ergebnisse der Verkehrskonzepte werden in die weitere Pla-
nung einfließen, siehe auch 1.3.1. 
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Aus den zuvor erläuterten Gründen ist das Verkehrskonzept vorrangig vor allen 
weiteren Planungen und Erweiterungen des Ortes durchzuführen. Entscheidungen, 
die ohne dieses Konzept getroffen werden, sind unverantwortlich den Anliegern und 
allen Bürgerinnen und Bürgern im Ort gegenüber. 
 

 


